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Unabhängig von der jeweiligen Regierungsform stehen die 
Inhaber der politischen Macht in einem repräsentationalen 
Verhältnis zum Gemeinwesen. Als Gegenstand der Reprä-
sentation können dabei einerseits abstrakte Größen – der 
Staat, die Souveränität oder das allgemeine Interesse 
(Gemeinwohl) – gesehen werden, andererseits Personen-
gruppen bis hin zur Menge aller Bürger oder der gesamten 
Wohnbevölkerung. In modernen Demokratien scheinen sich 
diese Repräsentationsverhältnisse allerdings zu verflüch-
tigen: Der Widerstreit vieler Gruppen mit zum Teil stark di-
vergierenden Interessen scheint eine zentrale Repräsenta-
tion des politischen Ganzen unmöglich zu machen. Man 
kann das Festhalten an dieser Idee sogar für gefährlich 
halten, weil sie im Namen des Allgemeinen zu einer pater-
nalistischen Unterdrückung des Besonderen, von Individuen 
und Minderheitengruppen, verleite. 

Damit ergeben sich zwei fundamental entgegenge-
setzte Perspektiven auf die Krise politischer Repräsentation: 
Sie kann entweder negativ als Missstand gesehen werden 
oder aber positiv als Ausdruck demokratischen Fortschritts. 
Gemäß den Ansätzen ‚radikaler Demokratie‘ (vgl. den Artikel 
von Andreas Hetzel auf S. 24f.) ist das Verschwinden einer 
zentralen Repräsentationsinstanz Ausdruck politischer Viel-
falt und Freiheit; die entstehende Lücke muss nicht etwa 
gefüllt, sondern soll als Leerstelle offengehalten werden. 
Das traditionelle Gemeinwohldenken schreibt dem Ge-
meinwohl dagegen nicht nur die Funktion der Legitimation 
bestimmter Normen und Handlungen sowie der Kritik rein 
eigennützigen, gemeinwohlschädlichen Handelns zu, son-
dern auch die einer Integration der Mitglieder des Gemein-
wesens. Im Sinne dieses Gemeinwohldenkens erscheint der 
Verlust einer repräsentationalen Verkörperung des allge-
meinen Willens als gravierendes Problem. Ich möchte im 
Folgenden aus der Perspektive einer diesem Denken verbun-
denen Theorie der Gemeinwohlpflichten einen Hinweis 
dazu geben, wie das Problem der politischen Repräsen-
tation in modernen Demokratien einer Lösung näher ge-
bracht werden könnte. Den Kernpunkt meiner Überlegun-
gen bildet das Begriffspaar einer repräsentativen Sittlichkeit 
der politischen Eliten und einer repräsentierten Sittlichkeit 
sämtlicher Mitglieder eines Gemeinwesens, die ich im An-
schluss an eine Analyse des Repräsentationsproblems näher 
erläutern werde. 

Welche Möglichkeiten einer zentralen politischen Re-
präsentation bieten moderne Demokratien? Schon ein 
erster Blick stößt auf eine Vielzahl von Menschen und 
Gegenständen, die das Volk und den Staat repräsentieren 
sollen. Die Liste reicht von Ämtern und den sie bekleidenden 
Personen (Mitglieder der Bundesregierung, Bundespräsi-
dent, Abgeordnete des Bundestages) über staatliche Ge-
bäude (z.B. den Reichstag mit der Aufschrift „Dem deut-
schen Volke“) und Symbole (Bundesadler, Nationalflagge) 
bis hin zu Diagrammen der Wahlergebnisse (insbesondere 
der Sitzverteilung im Bundestag). Diese Vielfalt verdankt 

Repräsentative und repräsentierte Sittlichkeit

sich dem liberalen demokratischen Verfassungsstaat mit 
seinem allgemeinen und freien Wahlrecht und seiner Tei-
lung der Gewalten – einem Theorie- und Gesellschaftsrah-
men, der auf eine Identifikation der Bürger mit den staat-
lichen Institutionen und auf ein entsprechendes politisches 
Engagement für das Gemeinwesen hofft, dieses aber durch 
starke Abwehrrechte gegen den Staat  in deren Belieben 
stellt. Die Vielfalt der Repräsentationsmöglichkeiten und 
die verfassungsmäßig gesicherte politische Freiheit stehen 
jedoch einer zentralen, als allgemein verbindlich akzep-
tierten politischen Repräsentation entgegen: Antinationa-
listen sehen die schwarz-rot-goldene Fahne nicht als die 
ihre, Kritiker eines ethnischen Volks- und Kulturbegriffs 
wollen die Reichstagsinschrift „Dem deutschen Volke“ 
durch „Der deutschen Bevölkerung“ ersetzt sehen; Teile die-
ser Bevölkerung haben kein Wahlrecht, wogegen ein immer 
größerer Anteil der wahlberechtigten Bürger von seinem 
Stimmrecht keinen Gebrauch mehr macht und damit aus 
der Repräsentation durch die Parteien herausfällt. Schließ-
lich können auch die Gewaltenteilung selbst und das föde-
rale System als Abschwächung einer allgemeinen, zentralen 
politischen Repräsentation gesehen werden. 

Die Bestandsaufnahme zeigt, dass das Repräsentations-
problem in der modernen Demokratie weniger ein Problem 
fehlender Repräsentationsmöglichkeiten, sondern eines 
fragmentierter und nicht mehr angenommener Möglich-
keiten der Identifikation mit dem Gemeinwesen darstellt. 
Hinter dieser mangelnden Identifikation steht das Problem 
enttäuschter Erwartungen: Viele Bürger fühlen sich von 
den Parteien und Abgeordneten nicht (mehr) gut vertreten. 
Beklagt wird einerseits die mangelnde Ausstrahlung und 
Glaubwürdigkeit des politischen Personals, zum anderen 
die unzureichende Berücksichtigung der Interessen des 
Volkes bzw. der je eigenen Interessengruppe(n).  

Die Kritik an Auswüchsen der „Parteiendemokratie“ 
und an der Stromlinienförmigkeit der Politiker erfasst je-
doch nur einen Teil des Problems, da sie allein die Ver-
antwortung der Repräsentanten und nicht auch die der 
Repräsentierten in den Blick nimmt. Daher sollte nicht nur 
von einer repräsentativen Verantwortung bzw. Sittlichkeit 
der politischen Eliten, sondern auch von einer repräsentier-
ten Sittlichkeit der Bürger gesprochen werden. Der Begriff 
der repräsentativen Sittlichkeit bezieht sich auf die ange-
messene Vertretung des Volkes bzw. auf die Verwirklichung 
des Gemeinwohls. Da sich diese Anforderungen in 
besonderer Weise für die Mitglieder politischer Eliten 
stellen – Inhaber der Regierungsämter, Führungsspitzen 
der parlamentarischen Opposition sowie Führungsspitzen 
einflussreicher Interessengruppen (Gegeneliten) –, können 
sie als rollen- und positionsspezifisch bezeichnet werden. 
Gegen eine derartige Rollen- bzw. Funktionsbestimmung 
lässt sich einwenden, dass sie die Forderung der politischen 
Gleichheit verletzt. Dieser Einwand, der mit dem Ideal 
direkter Demokratie verknüpft ist, widerspricht jedoch nicht 
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nur dem Modell der repräsentativen Demokratie in Theorie und 
Praxis, seine politische Umsetzung – der Verzicht auf politische Hierar-
chien – wäre nicht mit den organisatorischen Notwendigkeiten mo-
derner Großgesellschaften in Einklang zu bringen. Zwar trifft es zu, 
dass allen Mitgliedern eines Gemeinwesens eine gewisse Verant-
wortung für einen guten Zustand desselben zugesprochen werden 
kann; den politischen Eliten kommt aber aufgrund der besonderen 
Macht bzw. des besonderen Einflusses, die/den sie auf die Gestaltung 
der gesellschaftlichen Strukturen ausüben, eine besondere Verant-
wortung dafür zu. Eine Theorie der Gemeinwohlpflichten muss daher 
sowohl allgemeine Gemeinwohlpflichten aller Bürger als auch 
besondere Gemeinwohlpflichten der politischen Eliten enthalten. 
„Besonders“ können deren Pflichten entweder hinsichtlich ihrer 
Intensität oder aber hinsichtlich ihres Inhalts sein – so ist etwa die 
Gesetzgebung zwar an die Souveränität des Volkes rückgebunden, 
wird aber konkret nur von den Mitgliedern des Parlaments ausgeübt. 

Die repräsentative Sittlichkeit der Bürger bezieht sich auf die 
Verantwortung der Regierten für die Wahl der Politiker, die sie im 
Parlament repräsentieren sollen, sowie der Führungspersonen, von 
denen sie sich als Mitglieder von Interessengruppen vertreten lassen. 
Da sie an den Status des wahlberechtigten Bürgers bzw. an die 
Mitgliedschaft in Interessengruppen gekoppelt ist, ist sie ebenfalls 
rollen- bzw. positionsspezifisch. Sie manifestiert sich primär in der 
Erfüllung der Gemeinwohlpflicht, das heißt der ethisch legitimierten 
sozialen Erwartung der Bürger eines Gemeinwesens aneinander, von 
ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen, um so an der Bestimmung des 
allgemeinen Willens mitzuwirken. Die Wahlpflicht schließt eine 
Informationspflicht ein, da nur gut über zentrale Themen und die 
Programme der Parteien informierte Bürger eine verantwortliche 
Wahlentscheidung treffen können. Sie beinhaltet auch die Forderung, 
sach- statt sympathieorientiert zu entscheiden, also etwa Politiker, die 
sich als unfähig, korrupt oder rechtsbrüchig erwiesen haben, nicht 
wiederzuwählen. Schließlich ist sie mit einer Pflicht zur Kritik und Kon-
trolle der politischen Repräsentanten verbunden, wenn diese gemein-
wohlschädlich handeln, und zwar insbesondere derjenigen, die man 
selbst gewählt hat. 

Um den Bürgern eine solche Wahl-, Informations- und Kontroll-
pflicht zumuten zu können, bedürfte es aber einer wichtigen Mo-
difikation des Wahlrechts, nämlich der Einführung einer verfahrens-
konformen, öffentlich sichtbaren Enthaltung. Zwar besteht auch 
derzeit die Möglichkeit eines Verhaltens, das einer Enthaltung gleich-
kommt, nämlich entweder nicht zur Wahl zu gehen oder einen 
ungültigen Stimmzettel abzugeben. Beide Optionen bleiben aber 
uneindeutig und sind daher repräsentationstheoretisch problema-
tisch: Wer der Abstimmung ferngeblieben ist, kann dies ebenso aus 
politischen wie aus unpolitischen Gründen – etwa aus Bequemlichkeit 
oder Desinteresse – getan haben. Und ein ungültiger Stimmzettel 
gibt keine Auskunft darüber, ob er absichtlich oder versehentlich 
inkorrekt ausgefüllt wurde. Ein entscheidender Vorteil einer offiziellen 
Enthaltung durch das Ankreuzen eines entsprechenden Feldes auf 
dem Wahlzettel läge darin, dass auch die Stimmen der fundamental 
Unzufriedenen – in symbolischer, aber klar quantifizierter Form – eine 
politische „Repräsentation“ erhielten. Zwar hätte diese zunächst nur 
einen theoretischen Charakter, da ihr kein Mandat entspricht. Ihr 
könnte aber dadurch politische Wirksamkeit zukommen, dass Wahl-
ergebnisse mit hohen Enthaltungsanteilen die Parteien dazu moti-
vieren sollten, überzeugendere Kandidaten aufzustellen. Die Ein-
führung einer offiziellen Enthaltung im Rahmen einer Gemeinwohl-
pflicht, von seinem Wahlrecht Gebrauch zu machen, könnte damit 

einen wichtigen Beitrag zur Überwindung des Repräsentations-
problems leisten.

Bezeichnet der Begriff der repräsentativen Sittlichkeit die sitt-
liche Dimension der Gemeinwohlpflichten der politischen Eliten, so 
bringt die Rede von repräsentierter Sittlichkeit die sittliche Dimen-
sion der Gemeinwohlpflichten sämtlicher Bürger zum Ausdruck. Von 
„Sittlichkeit“ kann insofern gesprochen werden, als es um ein Handeln 
geht, das sich einer pflichtbewussten Orientierung am Gemeinwohl 
verdankt. Dieses Handeln unterscheidet sich von der Moralität der 
‚personalen‘ Sittlichkeit Kants dadurch, dass es nicht auf einer tugend-
haften Gesinnung beruhen muss. Vielmehr können Gemeinwohl-
pflichten auch aus bloßem Eigeninteresse, z.B. aus dem Wunsch nach 
sozialer Anerkennung, erfüllt werden. Der Gemeinwohlgedanke 
wirkt dabei als tertium comparationis, dem die Mitglieder der 
politischen Eliten ebenso verpflichtet sind wie alle übrigen Bürger. 
Damit füllt er die Leerstelle der zentralen Repräsentation. Dies ist 
gegen die Einwände der Anhänger der radikalen Demokratie dann 
vertretbar, wenn man einen zweistufigen Begriff des Gemeinwohls 
zugrunde legt: Die erste Stufe eines basalen Gemeinwohls umfasst 
diejenigen Güter, die Menschen benötigen, um sich in ihrer Existenz 
als in Gemeinschaft lebende Natur-Kultur-Wesen zu erhalten, also 
unter anderem Grundnahrungsmittel, Trinkwasser, eine nicht durch 
Schadstoffe beeinträchtigte lebensfreundliche Umwelt sowie eine 
Grundrechte wie das Recht auf Leib und Leben sichernde (demokra-
tische) Rechtsordnung. Die über eine transzendentalphilosophische 
Reflexion vorgenommene inhaltliche Bestimmung des basalen Ge-
meinwohls kann insofern als „demokratietranszendent“ bezeichnet 
werden, als die Aufgabe der Herstellung, Bereithaltung und lang-
fristigen Sicherung der betreffenden Gemeinwohlgüter für alle Mit-
glieder des Gemeinwesens politisch nicht zur Disposition gestellt 
werden kann. Für alle nicht existenznotwendigen Güter kann dage-
gen nur in demokratischen Verfahren und damit über die öffentliche Aus-
einandersetzung gegenläufiger Interessen entschieden werden, ob 
sie vom Gemeinwesen bereitgestellt werden sollen oder nicht. 

Die Unterscheidung zweier Gemeinwohlstufen ermöglicht es, der 
von Kritikern zu Recht gestellten Forderung nach einem nicht sub-
stanzialistischen, entideologisierten, zudem weder partikularen noch 
paternalistischen, sondern prozedural offenen Gemeinwohlbegriff zu 
entsprechen (Zur Diskussion dieser Forderungen vgl. Eike Bohlken: 
Die Verantwortung der Eliten. Eine Theorie der Gemeinwohlpflichten, 
Frankfurt a.M. 2011, S. 180-209). Paradoxerweise ist es gerade die 
Auszeichnung bestimmter Grundgüter und -rechte als „demokratie-
transzendent“, der eine zentrale Funktion für die Integration und die 
zentrale politische Repräsentation des allgemeinen Willens zu-
kommt. Die Auszeichnung eines politisch nicht disponiblen basalen 
Gemeinwohls wirkt der Hypostasierung des Eigeninteresses ent-
gegen, die über die Vorherrschaft funktionalistischer Gemeinwohl-
theorien etabliert worden ist. Als zentrale Repräsentationsinstanz 
des allgemeinen Willens verdeutlicht der Kern des basalen Gemein-
wohls, dass es gemeinsame Interessen aller Mitglieder eines Gemein-
wesens gibt, die es solidarisch gegen politische Veruntreuung zu 
schützen gilt. Das Begriffspaar der repräsentativen und der repräsen-
tierten Sittlichkeit erinnert daran, dass eine solche Veruntreuung 
nicht nur von ‚denen da oben‘, sondern auch von den politisch 
Repräsentierten betrieben wird, wenn sich jeder nur noch selbst der 
Nächste ist und die Förderung des Gemeinwohls nur noch von einer 
unsichtbaren, marktförmigen Systemrationalität erwartet wird.    


